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ZEITGESPRÄCH

Norddeutsches Strukturprogramm
Im November letzten Jahres gelangten die Küstenländer und der Bund aufgrund einer Strukturanalyse 
zu der einmütigen Erkenntnis, daß Norddeutschland in vielerlei Hinsicht vor besonderen Entwicklungs
problemen stehe. Anfang Februar beschlossen sie, eine weitergehende Analyse zu erstellen. Die Arbei
ten an dieser Analyse stehen kurz vor dem Abschluß. In diesem Zusammenhang wird nun auch — nach 
dem kürzlich verkündeten Strukturprogramm Ruhrgebiet — ein Strukturprogramm für Norddeutschland 
diskutiert. Zu der Nützlichkeit eines solchen Programms äußern sich Hamburgs Wirtschaftssenator und 
die Wirtschaftsminister Niedersachsens und Schleswig-Holsteins.

Jürgen Steinert

Eine Herausforderung an die Küstenländer

A lle wesentlichen statistischen 
Indikatoren machen deutlich, 

daß die wirtschaftliche Entwick
lung im norddeutschen Küsten
raum ungünstiger verläuft als in 
vergleichbaren Regionen dies
seits und jenseits der Grenzen 
der Bundesrepublik Deutsch
land. Dies g ilt insbesondere im 
Vergleich mit den süddeutschen 
Ländern, woraus die Feststel
lung resultiert, es gäbe in der 
Bundesrepublik ein Nord-Süd- 
Gefälle.

Folgt man den vorliegenden 
Projektionen und Prognosen, 
wird dieses Gefälle in den kom
menden Jahren und Jahrzehn
ten noch zunehmen. Damit ist 
jedenfalls unter Status-quo-Be- 
dingungen zu rechnen, d. h. un
ter der Annahme, daß zukünftig 
nicht mehr als bisher geschieht, 
um die wirtschaftliche Entwick
lung in Norddeutschland zu be
schleunigen. Es wäre dann zu 
befürchten,

□  daß einer bis in die zweite 
Hälfte der achtziger Jahre zu
nehmenden Nachfrage nach Ar
beitsplätzen kein ausreichendes 
Angebot gegenüberstehen wird, 
so

□  daß eine wachsende Arbeits
platzlücke zu steigender Arbeits
losigkeit oder/und zunehmen
der Abwanderung norddeut
scher Bürger in andere Regio
nen führen müßte.

Die Regierungen der nord
deutschen Länder haben es in 
der Hand, ob sich die Annahme, 
es werde künftig nicht mehr als 
bisher gegen das Nord-Süd-Ge- 
fälle unternommen, bewahrhei
ten wird oder nicht. Sie sind 
deshalb aufgerufen, das in ihren 
Kräften stehende zu tun, um die 
Voraussetzungen für eine bes
sere wirtschaftliche Entwicklung 
in Norddeutschland zu schaffen. 
Da ihre eigenen Kräfte kaum 
ausreichen dürften, um eine seit 
Jahren wirksame, für Nord
deutschland ungünstige Ent
wicklungstendenz umzukehren, 
sind sie auf Unterstützung durch 
den Bund angewiesen. Sie rech
nen auf die notwendige Hilfe 
zur Selbsthilfe auch aus der 
Überlegung heraus, daß es ein 
starkes Eigeninteresse der Bun
desregierung gibt, der es nicht 
recht sein kann, wenn sich im 
Bundesgebiet großräumige Un
gleichgewichte zunehmend 
durchsetzen.

Entsprechende Appelle der 
Küstenländer an die Bundesre
gierung sind nicht ungehört ver
hallt. Im Januar dieses Jahres 
hat die Bundesregierung den 
Bundesminister für Wirtschaft 
beauftragt, gemeinsam mit den 
Bundesministern der Finanzen, 
für Verkehr, Arbeit und Sozial
ordnung sowie Forschung und 
Technologie zu untersuchen, wie 
die Industrie und Beschäfti
gungsstruktur der Küstenre
gion verbessert werden kann. 
Die genannten Bundesminister 
sind gehalten, dabei ein Ge
samtkonzept für die Verbesse
rung der W irtschaftsstruktur des 
norddeutschen Raumes zu be
rücksichtigen, das die Küsten
länder unter Mitwirkung des 
Bundes entwickeln sollen.

Dieser Beschluß der Bundes
regierung bedeutet eine Heraus
forderung, der die Küstenländer 
nur gerecht werden können, 
wenn sie sich auf den oft be
schworenen Geist der nord
deutschen Zusammenarbeit be
sinnen und gemeinsam ein 
überzeugendes Konzept erar
beiten. Sie müssen dabei nicht 
nur Antworten auf eine Fülle 
von Sachfragen finden, sondern
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darüber hinaus auch politische 
Probleme bewältigen, die sich 
aus dem föderativen Aufbau un
seres Staatswesens ergeben. 
Deshalb ist es alles andere als 
einfach, ein Entwicklungskon
zept zu entwerfen, das folge
richtig und erfolgssicher genug 
erscheint, um die Bundesregie
rung für eine aktive Mitwirkung 
zu gewinnen.

Es lohnt sich aber, mit Ener
gie — gepaart mit dem nötigen 
Maß an Kompromißbereitschaft 
— an das Projekt eines Maßnah
menprogramms zur Beschleuni
gung der wirtschaftlichen Ent
wicklung im norddeutschen Kü
stenraum heranzugehen, weil 
sich hier Möglichkeiten einer 
wirksamen Politik der Struktur
verbesserung eröffnen, über die 
w ir bisher noch nicht verfügen. 
Diese Chancen sind erkannt 
worden; die Küstenländer sind 
an die Arbeit gegangen. Sie 
brauchten dabei nicht bei Null 
anzufangen, sondern konnten 
und können sich auf mannig
fache Vorarbeiten stützen — Er
gebnisse einer schon seit ge
raumer Zeit auf vielen Gebieten 
durchaus funktionierenden Zu
sammenarbeit.

Analyse der Ursachen

Erfolgreiche Maßnahmen set
zen voraus, daß man sich dar
über im klaren ist, woraus die 
ungünstigen Entwicklungen re
sultieren, die man bekämpfen 
will. Mit der Analyse der Ursa
chen für die unbefriedigende 
wirtschaftliche Entwicklung in 
der Unterelbe/Ostsee-Region, 
deren ökonomisches Zentrum 
Hamburg ist, haben w ir uns 
schon lange beschäftigt; das — 
auf den gesamten deutschen 
Küstenraum übertragbare — Er
gebnis ist in den Ende 1975 
vom Senat der Freien und Han
sestadt Hamburg beschlossenen 
„Leitlin ien ’75 der Hamburger 
W irtschaftspolitik“ wie fo lgt fest
gehalten worden: „Die Region 
□  liegt relativ weit entfernt von 
den zentralen europäischen Ak
tivräumen, auf die sich die w irt

schaftliche Entwicklung in den 
vergangenen Jahren vorzugs
weise konzentriert hat (.Rand
lage1);
□  umfaßt außer Hamburg und 
einigen kleineren, wirtschaftlich 
vergleichsweise gut entwickelten 
Verdichtungsräumen weite Teil
räume, die auch unter Anlegung 
bundesweiter oder europäischer 
Maßstäbe als zurückgeblieben 
betrachtet werden müssen 
(.räumliche Unausgewogenheit1);

□  weist eine Wirtschaftsstruktur 
auf, die durch ein verhältnismä
ßig geringes Gewicht des Pro
duzierenden Gewerbes gekenn
zeichnet ist (,Unterindustrialisie- 
rung‘): In der Unterelbe/Ostsee- 
Region arbeiten weniger als 
40%  der Erwerbstätigen im in
dustriell-gewerblichen Bereich, 
in Süddeutschland beispiels
weise sind es dagegen mehr als 
50%. Es kommt hinzu, daß die 
Entwicklungsaussichten einiger 
für die Region relativ wichtiger 
Industriezweige aus verschiede
nen — auch weltwirtschaftlichen 
— Gründen unsicher, gehemmt 
oder gar eindeutig negativ sind 
(.industrielle Strukturschwä- 
chen‘).“

Dies ist in Kurzform die Di
agnose, aus der heraus eine

Die Autoren
unseres
Zeitgesprächs:

Senator Jürgen Steinert, 
42, ist Präses der Behörde 
für Wirtschaft, Verkehr und 
Landwirtschaft der Freien 
und Hansestadt Hamburg.

B irg it Breuei ist M inisterin 
für Wirtschaft und Verkehr 
in Niedersachsen.

Dr. Jürgen Westphai, 51, ist 
Minister für Wirtschaft und 
Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein.

Therapie zu entwickeln ist, die 
eine sichere Prognose in Rich
tung auf Besserung der Lage 
und der Zukunftsaussichten zu
läßt.

Ausbau der Verkehrswege

Was nun die Randlage an
geht, ist klar, daß sie nicht än
derbar ist, soweit sie auf der 
Geographie beruht. Geändert, 
d. h. verkürzt werden kann je
doch die „ökonomische Entfer
nung“ , die nicht in Kilometern, 
sondern in Transportzeiten und 
-kosten zu messen ist. Der gän
gige Weg zur Verminderung der 
ökonomischen Entfernung geht 
über den Ausbau der Verkehrs
infrastruktur. Auf diesem Wege 
ist in den vergangenen Jahren 
schon sehr viel geschehen. An
bindung und Erschließung des 
norddeutschen Küstenraums 
konnten durch den Bau und 
Ausbau wichtiger Verkehrswege 
erheblich verbessert werden; es 
sei nur an den Bau der Auto
bahn von Hamburg nach Kiel 
und Flensburg, an den Bau des 
Elbe-Seitenkanals und an die 
fortschreitende Verkürzung der 
Fahrtzeiten der Bundesbahn er
innert. Weitere Verbesserungen 
stehen — wie z. B. der Bau der 
Autobahn Hamburg—Berlin — 
bevor.

Trotzdem bleiben noch Lük- 
ken und Mängel, die beseitigt 
werden müssen. Die norddeut
schen Länder haben in diesem 
Sinne eine ganze Reihe von 
Wünschen anzumelden. Es gilt, 
diese Wunschliste auf die wich
tigsten Projekte zu konzentrie
ren. Die Küstenländer wären gut 
beraten, wenn sie sich auf ge
meinsame Prioritäten einigten, 
für die in erster Linie der zu er
wartende Ertrag an zusätzlichen 
Entwicklungschancen für den 
gesamten Raum und erst in letz
ter Linie das Streben entschei
dend sein sollte, möglichst viel 
Investitionen in das eigene Land 
zu ziehen.

Ebenso wichtig wie der Aus
bau der Verkehrswege sind ver
kehrspolitische Maßnahmen, die
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auf eine verbesserte Kosten
situation vor allem auf den über
regionalen Verkehrsrelationen 
hinauslaufen. Hier geht es vor 
allem darum, die erst in Ansät
zen wirksame europäische Ver
kehrspolitik so auszugestalten, 
daß die zur Zeit noch zu konsta
tierenden erheblichen Wettbe
werbsverzerrungen im Hinter
landsverkehr der europäischen 
Seehäfen beseitigt werden. Der 
gegenwärtige Zustand ökono
misch ungerechtfertigter, aus 
nationalen — und leider auch 
aus supranationalen — verkehrs
politischen Maßnahmen resul
tierender Wettbewerbsnachteile 
zu Lasten der deutschen Seehä
fen kann auf Dauer nicht hin
genommen werden. Insbeson
dere die Wettbewerbsverzerrun
gen auf der Straße durch weni
ger belastende Steuer- und so
zialpolitische Vorschriften sowie 
freizügig gehandhabte Tarifb il
dung und geringere technische 
Vorschriften bringen den LKW- 
Unternehmern in den Benelux
ländern Kostenvorteile. Die Kü
stenländer erwarten von der 
Bundesregierung, daß sie sich 
In Brüssel m it allem Nachdruck 
für eine Änderung einsetzt, so 
schwer dies nach allen bisheri
gen Erfahrungen auch sein mag.

Stärkung der Wirtschaftskraft

Im übrigen ist klar, daß nega
tive Auswirkungen der Randlage 
des norddeutschen Küstenraums 
weniger ins Gewicht fallen wür
den, wenn die Wirtschaftskraft 
dieses Raumes stärker entwik- 
ke lt wäre. Je kräftiger und viel
fältiger die regionale Wirtschaft 
ist, desto günstiger sind ihre 
Chancen für eine Weiterentwick
lung aus sich selbst heraus zu 
beurteilen, und desto weniger 
ist die regionale Entwicklung auf 
Impulse aus entfernteren Räu
men angewiesen.

Die Notwendigkeit einer nach
haltigen Stärkung der W irt
schaftskraft des norddeutschen 
Raumes wird nicht zuletzt im 
Dienstleistungszentrum Ham
burg empfunden, dessen Situa

tion dadurch gekennzeichnet ist, 
daß — wie es in den erwähnten 
„Leitlin ien ’75“ heißt — „das 
vielfältige, umfangreiche Lei
stungsangebot des Zentrums 
aus der Region heraus nicht in 
dem Maße in Anspruch genom
men wird, wie es der tatsäch
lichen Leistungsfähigkeit ent
spräche. Eine größere Nach
frage aus der Region wäre aber 
um so notwendiger, a ls ... Ham
burg im Dienstleistungsbereich 
— vor allem beim Angebot sei
ner traditionellen Hafen- und 
Handelsleistungen — nicht allein 
mit den Folgen der Teilung 
Deutschlands, sondern darüber 
hinaus mit einer nachhaltigen 
Verlagerung von Handels- und 
Verkehrsströmen fertig werden 
muß, die durch die europäische 
Integration ausgelöst wurde.“ 
Dies ist der Grund für das star
ke Interesse Hamburgs an einer 
konsequenten Politik der Ver
besserung der regionalen und 
sektoralen Wirtschaftsstruktur 
des norddeutschen Raumes, die 
durch Maßnahmen zum Abbau 
der räumlichen Unausgeglichen
heit, der Unterindustrialisierung 
und der industriellen Struktur
schwächen zu bewirken Ist.

Entwicklungsschwäche der 
Wirtschaftszentren

Es soll nicht verschwiegen 
werden, daß unter den Küsten
ländern immer noch Meinungs
verschiedenheiten darüber be
stehen, wie eine optimale Struk
turpolitik für den norddeutschen 
Raum auszusehen hat. Aus 
Hamburger Sicht ist vor allem 
zu bedauern, daß das Verständ
nis für die Rolle großstädtischer 
Regionen in der wirtschafts
räumlichen Entwicklung nicht so 
ausgeprägt ist, wie es im Sinne 
einer effizienten gemeinsamen 
Entwicklungspolitik erforderlich 
lieh wäre. In den Flächenländern 
herrscht offenbar immer noch 
die Vorstellung, man müsse das 
überschäumende Wachstum der 
Ballungsräume in die Fläche lei
ten, um damit deren Entwick
lung voranzutreiben. Dabei wird

übersehen, daß von einer be
sonders starken Entwicklung in 
den großstädtischen Zentren 
schon längst nicht mehr die Re
de sein kann. Im Gegenteil: Die 
Strukturprobleme und -schwä
chen der Zentren sind inzwi
schen so groß geworden, daß 
dort die wirtschaftliche Entwick
lung langsamer verläuft als vie
lerorts in der Weite des Raumes.

Dies wird auch darin deutlich, 
daß die Arbeitslosigkeit in den 
großen Städten, die noch in der 
Rezession Ende der sechziger 
Jahre weit unter dem Durch
schnitt lag, heute höher ist als 
in weiten Teilen ländlicher Re
gionen. Unter diesen Umstän
den sind die Zentren nicht mehr 
in der Lage, die Entwicklungs
impulse auszustrahlen, die not
wendig wären, um? die w irt
schaftliche Entwicklung in der 
Fläche zu stützen. Die Entwick
lungsschwäche der Zentren 
schadet deshalb auch den zu
rückgebliebenen Räumen, deren 
Wirtschaftskraft nachhaltig nur 
gestärkt werden kann, wenn zu 
den unmittelbar im Raum an
setzenden regionalpolitischen 
Maßnahmen Entwicklungsimpul
se aus funktionierenden Ver
dichtungsräumen treten. Ohne 
diese Impulse werden die Maß
nahmen nicht zu dem Ziel füh
ren, das erreicht zu sehen nicht 
nur die weniger entwickelten 
Teilräume, sondern auch die 
größeren Wirtschaftszentren 
dringend interessiert sind.

Maßnahmen zur 
Strukturverbesserung

Aus allem folgt, daß Maßnah
men zur Strukturverbesserung 
der Wirtschaft in den großstäd
tischen Zentren ergriffen wer
den müssen, und daß diese 
Maßnahmen nicht -  wie dies 
leider viel zu häufig geschieht — 
als ein Konterkarieren der von 
Bund und Ländern gemeinsam 
betriebenen, auf die Entwick
lung zurückgebliebener Räume 
abzielenden Regionalpolitik be- 
und verurteilt werden dürfen, ln 
diesem Sinne setzt sich Ham-
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bürg dafür ein, daß ein Pro
gramm zur Beschleunigung der 
wirtschaftlichen Entwicklung im 
Küstenraum auf jeden Fall auch 
Maßnahmen zur Lösung groß
städtischer Strukturprobleme 
und zum Abbau bestehender 
Entwicklungshemmungen in den 
Wirtschaftszentren enthalten 
muß. Bei der Konzeption solcher 
Maßnahmen ist selbstverständ
lich darauf zu achten, daß sie 
die W irksamkeit der Regional
politik  in den zurückgebliebenen 
Räumen nicht einschränken; das 
ist durchaus möglich, bedingt 
allerdings ein regionalpoliti
sches Zusammenwirken über 
die Landesgrenzen hinweg, das 
bisher leider noch nicht in aus
reichendem Maße gegeben ist.

Der beschränkte Raum ver
bietet eine Aufzählung denkba
rer und notwendiger Maßnah
men der Strukturverbesserung 
in städtischen Räumen, Es sei 
nur soviel gesagt, daß es dabei 
nicht allein um Maßnahmen der 
W irtschaftsförderung im enge
ren Sinne dieses Wortes geht. 
Hinzukommen muß eine nach
haltige Verbesserung des Um
feldes, in dem die wirtschaft
liche Entwicklung verläuft. Diese 
ist vor allem durch städtebauli
che (Infrastruktur-) Investitionen 
verschiedener Art, durch Maß
nahmen zur Konsolidierung der 
innerstädtischen Verkehrsver
hältnisse, zur Intensivierung der 
Energieversorgung unter Ein
satz moderner Technologien — 
z. B. der Kraftwärme-Kopplung 
— und zur Sicherung der räum
lichen und umweltmäßigen Ent
wicklungsvoraussetzungen für 
die städtische Wirtschaft zu be
wirken. Bei allem geht es selbst
verständlich nicht um etwas völ
lig Neues, wohl aber darum, daß 
mehr als bisher getan wird.

Im Bereich der sektoralen 
S trukturpolitik wird der Pro
blembereich Nummer Eins wei
terhin der Schiffbau bleiben. Wir 
werden uns auch in Zukunft da
für einzusetzen haben, daß die 
von Bund und Ländern gewähr
ten Schiffbauhilfen durch Maß-

nahmen zur Förderung der An
passung an eine nachhaltig ver
änderte internationale Markt
situation ergänzt werden. Die 
Schiffbauuntemehmen müssen 
ihre Produktionsprogramme 
zum- einen auf technologisch be
sonders hochwertige Schiffe
konzentrieren, zum anderen 
aber auch schiffbaunahe und 
-ferne Fertigungen ausweiten. 
Nur so werden sie die Zukunft 
meistern können, woran w ir an
gesichts der großen Bedeutung 
dieser Industrie für den Küsten
raum in höchstem Maße interes
siert sein müssen.

Stärkung der 
„T echnologieproduktion “

Der Übergang zu Produkten 
oder/und Verfahren, die hohen 
technologischen Ansprüchen ge
nügen, ist auch in anderen Be
reichen unbedingt erforderlich. 
Arbeitsplätze im Hochlohnland 
Bundesrepublik Deutschland 
werden um so sicherer sein, je 
mehr berufliches und techni
sches Know-how sie erfordern. 
Daraus folgt die besondere Be
deutung von Produkten und 
Produktionsverfahren mit einem 
technologischen Standard, der 
von der Konkurrenz in Ländern 
mit geringerer Lohnhöhe so 
bald nicht eingeholt werden 
kann. Dieser hohe Standard 
muß ständig durch Innovationen 
gesichert werden, die auf w irt
schaftsnahe Forschung und 
technologische Entwicklung ge
stützt sind. Im Falle Nord
deutschlands müssen dabei be
sondere Schwierigkeiten er
kannt und überwunden werden:

□  Im norddeutschen Raum be
steht ein ausgesprochener Man
gel an institutioneller „Techno
logieproduktion“ , gleichgültig, 
ob die „Produktionsstätten“ 
Technische Hochschulen sind 
oder — öffentliche bzw. private 
-  Institutionen mit spezieller 
Aufgabenstellung.

□  Bereitschaft und Fähigkeit 
der norddeutschen Wirtschaft 
zur Aufnahme und Verarbeitung

innovatorischer Impulse schei
nen vergleichsweise schwach 
entwickelt zu se in1). Die Gründe 
dafür dürften zu einem guten 
Teil strukturbedingt sein; dies 
nicht nur im Hinblick auf die 
sektorale, sondern auch auf die 
Betriebsgrößenstruktur (hoher 
Anteil kleiner und mittlerer Be
triebe).

Unter diesen Umständen müs
sen Maßnahmen getroffen wer
den, um die „Technologiepro
duktion“ im norddeutschen 
Raum zu stärken und — was 
wohl noch w ichtiger ist — den 
Technologietransfer in die W irt
schaft dieses Raumes zu inten
sivieren. In Hamburg gibt es be
reits Aktivitäten zur Förderung 
der wirtschaftsnahen Forschung. 
Einige Institutionen bieten Be
ratung und Betreuung des Inno
vationsprozesses an. Von sehr 
großer Bedeutung wird die 
Technische Universität Ham
burg-Harburg sein, deren Kon
zept schwerpunktmäßig auf 
Technologietransfer abgestellt 
ist.

Die Küstenländer sollten ge
rade auf diesem Gebiet ein be
sonderes Maß an Zusammen
arbeit entwickeln; technisch-wis- 
senschaftliche Forschung und 
die Entwicklung moderner Tech
nologien sind schließlich keine 
Vorgänge, die an Landesgren
zen gebunden sind. Man darf 
sicher sein, daß ein Mehr an ge
meinsamen Vorstellungen und 
Vorschlägen auch die Hilfsbe
reitschaft des Bundes fördern 
wird.

Hilfsmöglichkeiten des Bundes

Damit wären die Schwerpunk
te skizziert, die das von den Kü
stenländern zu entwickelnde 
Programm aus Hamburger Sicht 
haben sollte. Dieses Programm 
wird in absehbarer Zeit vorge
legt werden müssen, damit wir 
bald in das Stadium der gewiß

1) Das g ilt  natürlich nur im großen und 
ganzen; unzw eife lhaft werden m oderne 
Technologien auch im norddeutschen Raum 
entw icke lt und e ingesetzt — aber re la tiv  
w eniger als z. B. im Südwesten und Sü
den der Bundesrepublik.
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nicht einfachen Verhandlungen 
darüber eintreten können, an 
welchen Projekten und in wel
chem Umfang sich der Bund be
teiligen wird. Die in der Öffent
lichkeit stark beachteten Erörte
rungen über das Ruhrprogramm 
haben deutlich gemacht, wo der 
Bund Grenzen sieht.

Von besonderer Tragweite ist 
dabei der mehrfach bekräftigte 
Wille, keine neuen Mischfinan
zierungstatbestände elnzufüh- 
ren. Aus dieser Haltung, die von 
mindestens einem Küstenland 
ebenfalls sehr konsequent ein
genommen wird, fo lgt eine er
hebliche Beschränkung der 
Möglichkeiten für eine Hilfe

durch den Bund. Bessere Aus
sichten sind im Bereich der rei
nen Bundeszuständigkeit — z.B. 
für überregionale Verkehrswege 
-  gegeben. Eine weitergehende 
Hilfsbereitschaft ist auch im Hin
blick auf Maßnahmen zur Förde
rung von Forschung und Ent
wicklung zu erkennen oder zu
mindest zu vermuten, desglei
chen — wichtig für die Städte — 
hinsichtlich denkbarer Maßnah
men zum Abbau von Struktur
mängeln in Verdichtungsräumen.

Im übrigen geht es nicht al
lein um finanzielle Hilfen. Wich
tig ist auch die Unterstützung 
eigener Entwicklungsanstren
gungen der norddeutschen Län

der durch politische Entschei
dungen, so z. B. im̂  Bereich der 
Verkehrspolitik (Abbau beste
hender Wettbewerbsverzerrun
gen) und der Energiepolitik (z.B. 
verbesserte Möglichkeiten zum 
Bezug von Importkohle). Die 
nächsten Monate werden Klar
heit bringen, in welcher Weise 
die Bundesregierung zu helfen 
gedenkt. Die norddeutschen 
Länder hegen keine überzoge
nen Erwartungen, werden sich 
jedoch mit Nachdruck für eine 
Unterstützung durch den Bund 
einsetzen, die ausreicht, um den 
Erfolg ihrer eigenen Bemühun
gen wenn nicht sicherzustellen, 
so doch mindestens wahrschein
licher zu machen.

Birgit Breuel

Wirtschaftspolitische Tendenzwende ist notwendig

Über die wirtschaftspolitische 
Diagnose für die norddeut

schen Küstenländer besteht un
ter den Beteiligten seltene Ein
mütigkeit: Am 28. November1978 
behandelte die Konferenz der 
Regierungschefs der norddeut
schen Länder die vorgelegte 
Strukturanalyse Norddeutsch
lands. Ein wesentliches Ergebnis 
dieser Analyse ist die Feststel
lung, daß Norddeutschland in 
vielerlei Hinsicht vor besonde
ren sektoralen und regionalen 
Entwicklungsproblemen steht. 
Die Krisen in der Stahl- und Tex
tilindustrie sowie im Schiffbau 
belegen dies drastisch.

Am 11. Januar 1979 bespra
chen die Regierungschefs der 
norddeutschen Länder die in der 
Strukturanalyse aufgezeigten 
wirtschaftlichen Entwicklungsper
spektiven mit dem Bundeskanz
ler. Die Strukturanalyse war auch 
Thema einer Besprechung zwi
schen Vertretern derWirtschafts-

ressorts der norddeutschen Län
der und Vertretern der Bundes
ministerien für Wirtschaft, der 
Finanzen, für Verkehr, für Arbeit 
und Sozialordnung sowie für 
Forschung und Technologie. An
fang Februar 1979 wurde verein
bart, eine weitergehende Struk
turanalyse zu den Problemfel
dern Bevölkerungsstruktur und 
-entwicklung, Arbeitsmarkt, W irt
schaftsstruktur, Industriebeschäf
tigung, Forschung und Verkehrs
wesen zu erstellen. Die Arbeiten 
an der Analyse stehen vor dem 
Abschluß.

Angesicht der besonderen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten 
der norddeutschen Länder muß 
sich der Bund hier weit stärker 
als bisher finanziell engagieren. 
In diesem Zusammenhang wird 
jetzt auch ein Strukturprogramm 
Norddeutschland diskutiert. Na
turgemäß ist es unmöglich, be
reits im gegenwärtigen Zeit
punkt, in dem die nähere Ausge

staltung dieses Strukturpro
gramms noch nicht feststeht, da
zu abschließend Stellung zu 
nehmen. In Niedersachsen be
stehen erhebliche Bedenken ge
gen derartige Programme, Be
denken, die sich nicht gegen die 
Notwendigkeit eines verstärkten 
finanziellen Engagements des 
Bundes richten, sondern auf 
grundsätzlichen Erwägungen 
über die Aufgaben des Bundes 
und der Länder im föderativen 
System der Bundesrepublik, 
über die zweckmäßige Finan
zierung sowie über die Ausge
staltung der regionalen Struk
turpolitik beruhen.

Wirtschaftspolitische 
Versäumnisse

Zunächst fä llt dem unvorein
genommenen Beobachter das 
zeitliche Zusammentreffen zwi
schen dem kürzlich verkündeten 
Strukturprogramm Ruhrgebiet 
und dem geplanten Strukturpro-
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gramm Norddeutschland auf.
W irtschaftspolitische Versäum
nisse in Verbindung mit verän
derten gesamtwirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen ließen das 
Ruhrgebiet in vielen Augen als 
eine überdimensionierte Pro
blemregion erscheinen. Das
Fehlen eines langfristig w irk
samen Strukturkonzepts für das 
Ruhrgebiet wurde m it abschwä
chender Konjunktur deutlich 
sichtbar. Die Scheinwelt relativ 
hoher, vom Preisanstieg der 
Energieträger begünstigter, no
minaler Produktionswerte wurde 
von den politisch Verantwortli
chen nicht erkannt oder Igno
riert, so daß der seit langem 
mögliche, aber auch notwendige 
Umstellungsprozeß im Montan
bereich, der die Struktur des 
Ruhrgebietes immer noch prägt, 
nicht stattfand.

Das Ruhrgebiet ist ein beson
ders markantes Beispiel dafür, 
w ie ein von den Kräften des 
Marktes gesteuerter Struktur
wandel nicht gefördert, sondern 
durch massive Subventionierung 
bestehender Branchen behin
dert wurde. So erhielt der Koh
lebergbau im Jahre 1974 Sub
ventionen in Höhe von 8300 DM 
je Beschäftigten, die um mehr 
als das Zehnfache über dem 
Wert für den industriellen 
Durchschnitt in Höhe von 770 DM 
je Beschäftigten lagen. Die Sub
ventionierung der traditionellen 
Industriesektoren des Reviers 
konnte jedoch nicht verhindern, 
daß die Arbeitslosenquote im 
Ruhrgebiet mit 6,1 % Ende April 
1979 erheblich über dem Bun
desdurchschnitt lag.

Auf der „Ruhrkonferenz“ am 
8. Mai 1979 in Castrop-Rauxel 
stellte Ministerpräsident Rau ein 
5-Jahres-Programm der Landes
regierung für das Ruhrgebiet 
vor. Für das Programm soll ein 
Finanzvolumen von rd. 5 Mrd. 
DM mobilisiert werden, davon 
w ill das Land 4 Mrd. DM, der 
Bund soll mindestens 1 Mrd. DM 
tragen. Eine öffentlich ausge
sprochene Zusage des Bundes

liegt allerdings bisher noch nicht 
vor.

Der Bundesregierung ist an 
einer engen Verbindung zwi
schen dem Strukturprogramm 
Norddeutschland und dem 
Strukturprogramm Ruhrgebiet 
sehr gelegen. Mein Eindruck Ist, 
daß man in Bonn bewußt eine 
solche Verquickung schaffen 
wollte, um das vom Bund aus 
wahltaktischen Gründen gewoll- 
te und favorisierte Ruhrpro
gramm politisch leichter durch
setzen zu können. Dadurch wer
den zwei so unterschiedlich be
gründete Programme zu einer 
Schicksalsgemeinschaft zusam
mengeschweißt, die angesichts 
der strukturellen Unterschiede 
zwischen dem Ruhrgebiet und 
den norddeutschen Ländern 
sachlich nicht gerechtfertigt er
scheint.

Der ganze Widersinn der Plä
ne wird daran deutlich, daß man 
mit dem beabsichtigten Struk
turprogramm Nordrhein-West- 
falen dem Ruhrgebiet Wettbe
werbsvorteile gegenüber den 
anderen Bundesländern ver
schaffen will, die dann durch ein 
Strukturprogramm Norddeutsch
land wieder neutralisiert werden 
sollen. So wird die notwendige 
Hilfe für Norddeutschland zur 
Farce.

Wildwuchs an 
Bundesprogrammen

Ein weiterer Einwand richtet 
sich dagegen, daß durch ein 
Programm Norddeutschland die 
vom Bund maßgeblich verur
sachte Inflation der Programme 
weiter verstärkt wird. Und es ist 
kein Ende abzusehen: So spricht 
man im Bundeswirtschaftsmini
sterium bereits von einem Pro
gramm für die Montanstandorte. 
Die Niedersächsische Landes
regierung hat immer darauf hin
gewiesen, daß sie sich nicht auf 
den Irrweg eines wirtschaftspo
litischen Aktivismus begeben 
will. Sie sieht es als wichtige 
ordnungspolitische Aufgabe an, 
den Wildwuchs an Bundespro
grammen, der die Länder unter 
immer stärkeren Zugzwang

setzt, gründlich zu durchforsten. 
Dies g ilt ebenso für die Länder
programme, deren Zahl ange
sichts des begrenzten finanziel
len Spielraumes der Länder
haushalte bei gleicher Effektivi
tät des Mitteleinsatzes reduziert 
werden soll.

Ein spezielles norddeutsches 
Küstenprogramm wird auf kei
nen Fall die Unterstützung der 
Niedersächsischen Landesregie
rung finden, weil es nach ihrer 
Auffassung nur um die Lösung 
der Strukturprobleme des ge
samten norddeutschen Raumes 
geht. Eine spezielle Förderung 
der Küstenregion würde zudem 
das Land Niedersachsen in zwei 
förderpolitische Teile zerschnei
den, mit sehr ungünstigen Aus
wirkungen auf die regionale 
Strukturpolitik des Landes. Die 
Niedersächsische Landesregie
rung geht vielmehr davon aus, 
daß die vier norddeutschen Kü
stenländer im gleichen Maße — 
wenn auch mit unterschiedlicher 
Akzentuierung — von gemeinsa
men Strukturproblemen betrof
fen sind.

Subventionswettlauf der 
Bundesländer

Die Inflation der Förderpro
gramme hat dazu geführt, daß 
heute bereits mehr als zwei D rit
tel der Fläche und weit über ein 
Drittel der Bevölkerung der 
Bundesrepublik zu den Förder
gebieten der Gemeinschaftsauf
gabe „Verbesserung der regio
nalen W irtschaftsstruktur“ zäh
len. Ein großer Teil der restli
chen Fläche und Einwohner wer
den Im Rahmen von Landespro
grammen gefördert. Heute gibt 
es praktisch keinen Industrie
zweig, der keine Subventionen 
erhält. Die Spanne reicht dabei 
nach den Daten aus dem Jahre 
1974 von 115 DM je Beschäftig
ten in der kunststoffverarbeiten
den Industrie bis zu 8300 DM je  
Beschäftigten im Kohlebergbau.

Der Subventionswettlauf zwi
schen den Bundesländern führt 
aber letzlich dazu, daß sich die
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gleichgerichteten Anstrengungen 
der Länder um Industrieansied- 
lungen weitgehend relativieren 
oder sogar neutralisieren. Das 
Ergebnis ist ein krasses Mißver
hältnis zwischen Aufwand in 
Form von Millionenbelastungen 
der Länderhaushalte und Ertrag 
in Form von erfolgreichen Indu- 
strieansiedlungen. Aufgrund geo
graphischer Gegebenheiten ist 
dieses Konkurrenzverhältnis 
zwischen den norddeutschen 
Flächenstaaten Schleswig-Hol- 
stein und Niedersachsen sowie 
den Stadtstaaten Hamburg und 
Bremen besonders deutlich aus
geprägt.

Bedenken gegen
Mischfinanzierung

Der bisherigen Praxis entspre
chend würde das Strukturpro
gramm Norddeutschland im We
ge der Mischfinanzierung von 
Bund und Ländern getragen 
werden. Die Niedersächsische 
Landesregierung hat immer be
kundet, daß sie prinzipielle Be
denken gegen die Mischfinan
zierung hat. Für sie erscheint es 
nicht akzeptabel, daß der Bund 
für eine ihm wichtig erscheinen
de Aufgabe den Ländern Mittel 
anbietet und die Länder für die
ses Projekt noch einen entspre
chenden Landesanteil zuschie
ßen müssen, weil der Bund da
durch Einfluß auf die landespo
litischen Prioritäten nimmt und 
einen großen Teil der Landes
mittel bindet.

Grundsätzliches Ziel Nieder
sachsens ist die Entflechtung 
der Mischfinanzierung und eine 
klare Aufgabentrennung zwi
schen Bund und Ländern, ohne 
daß dabei die Finanzmasse bei
der Finanzierungspartner ver
ändert wird. Wenn der Bund ar
gumentiert, daß die Mischfinan
zierung eine Hilfe für die Länder 
darstellt, so kann diese notwen
dige und willkommene Hilfe 
weitaus besser im Wege der 
pauschalen, aber zweckgebun
denen Mittelzuweisung erfolgen. 
Die Finanzierung von Gemein
schaftsaufgaben darf keinen

Zugzwang für die Länder be
deuten, Mittel in gleicher Höhe 
aufzubringen, weil sich sonst die 
finanzielle Abhängigkeit der Län
der vom Bund, die bereits seit 
langem ein für unser föderales 
System untragbares Ausmaß er
reicht hat, weiter zunimmt. Der 
Vorteil einer klaren Abgrenzung 
zwischen den Aufgaben des 
Bundes und der Länder mit den 
sich daraus ergebenden finanz
politischen Konsequenzen liegt 
vor allem in der besseren Be
rücksichtigung landespolitischer 
Zielsetzungen.

Gefahr der 
Dauersubventionierung

Aus ordnungspolitischer Sicht 
besteht bei dem geplanten 
Strukturprogramm Norddeutsch
land die Gefahr, daß mit massi
ver staatlicher Subventionierung 
die bestehenden Strukturen ge
festigt werden, obwohl sich ge
zeigt hat, daß Wirtschaftsstruk
turen nicht gegen die Marktkräf
te zu erhalten sind. Allen Ver
antwortlichen sollte klar sein, 
daß eine massive Subventions
politik, wie sie in letzter Zeit 
wieder verstärkt betrieben wird, 
den in manchen Bereichen so 
notwendigen Strukturwandel be
hindert und letzten Endes in vie
len Fällen nichts anderes als 
eine Art Sterbehilfe für Unter
nehmen und Branchen darstellt. 
Wenn man mit zusätzlichen Pro
grammen noch freigiebiger als 
bisher Subventionen zur Verfü
gung stellt, untergräbt man in 
den bedrohten Branchen und 
Regionen den Willen und die 
Fähigkeit, den Strukturwandel 
aus eigener Kraft zu bewältigen. 
Staatliche Hilfen sollten nur als 
zeitlich begrenzte Anpassungs
hilfen gegeben werden, wenn zu 
erwarten ist, daß die geförderten 
Branchen und Unternehmen in 
absehbarer Zeit wieder in die 
Gewinnzone zurückfinden. Es 
besteht die Gefahr, daß man in 
dem Strukturprogramm Nord
deutschland w ieder zur The
rapie der Dauersubventionierung 
greift.

In der Praxis ihrer regionalen 
Struktur hat die Niedersächsi
sche Landesregierung deutlich 
gemacht, wie ein langfristiges 
Strukturprogramm für den nord
deutschen Wirtschaftsraum aus- 
sehen kann; Niedersachsen hat 
aufgrund seiner historischen 
Entwicklung im besonderen 
Maße wirtschaftspolitische Hypo
theken abzutragen. Dazu gehö
ren sowohl der überproportio
nale Anteil strukturschwacher 
Regionen wie z. B. das Zonen
randgebiet als auch die Konzen
tration von Problembranchen in 
einzelnen Landesteilen. Große 
Anstrengungen des Landes in 
der Vergangenheit haben dazu 
geführt, daß Niedersachsen 
Anschluß an die allgemeine w irt
schaftliche Entwicklung der Bun
desrepublik gefunden hat und 
sich heute als ein Land präsen
tiert, das in vielen Bereichen 
auf beste Zukunftschancen set
zen kann.

Anstrengungen der 
Landesregierung

Ein wesentlicher Vorteil des 
Landes Niedersachsen ist seine 
Lage am seeschifftiefen Wasser 
der Nordsee. In weiten Berei
chen der Meerestechnik und der 
Meerestechnologie haben sich 
niedersächsische Unternehmen 
eine weltweit führende Position 
erkämpft. Das Land wird in die
sem Wachstumsbereich seine 
Anstrengungen intensivieren 
und das große Plus des direkten 
Zugangs zum Meer und seiner 
Tradition in allen Wirtschafts
bereichen, die mit dem Meer 
verbunden sind, als Haupt
wachstumschance einsetzen.

Zukunftssichere Arbeitsplätze 
müssen vor allem in den Regio
nen geschaffen werden, die 
durch eine besondere Struktur
schwäche bzw. eine überpropor
tionale Bevölkerungsentwick
lung gekennzeichnet sind. Dabei 
geht die Niedersächsische Lan
desregierung zweigleisig vor, 
denn sie will dieses Ziel auf der 
einen Seite durch Industriean- 
siedlungen, auf der anderen
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Seite durch Stärkung der vor
handenen Wirtschaftskraft er
reichen. Wilhelmshaven und Sta
de dokumentieren den Erfolg 
der niedersächsischen Industrie- 
ansiedlungspolitik, bei der an
siedlungsinteressierten Unter
nehmen umfassende Servicelei
stungen angeboten werden wie 
die Beratung bei der Auswahl 
des geeigneten Standortes und 
die Unterstützung in organisato
rischer und finanzieller Hinsicht 
bei der Durchführung von An
siedlungsvorhaben. In diesem 
Zusammenhang ist der neuent
wickelte Standortatlas zu erwäh
nen, der mit einem Standortin
formationssystem verbunden ist, 
bei dem über Computer alle Da
ten der niedersächsischen Indu
striestandorte, die fü r ansied
lungswillige Unternehmen in
teressant sind, jederzeit per 
Knopfdruck abgerufen werden 
können.

Ausbau der Infrastruktur

Besonderes Schwergewicht 
legt die Niedersächsische Lan
desregierung auf den Ausbau 
der wirtschaftsnahen Infrastruk
tur, insbesondere durch die Er
schließung neuer Industrieflä
chen. Niedersachsen verfügt vor 
allem über folgende Standort
typen:
□  Standorte am seeschifftiefen 
Fahrwasser mit großen Flächen
reserven für die Ansiedlung von 
Grundstoffindustrien,
□  Standorte in der Nähe der 
traditionellen Industriezentren 
fü r absatzorientierte Unterneh
men und Zuliefererbetriebe z. B. 
für die Automobilindustrie,
□  Standorte in bisher schwach 
industrialisierten Räumen für 
Unternehmen mit hohem Ar
beitskräftebedarf.

Im Flächenland Niedersachsen 
ist eine gut ausgebaute Ver
kehrsinfrastruktur für das wei
tere wirtschaftliche Wachstum 
des Landes eine wesentliche 
Voraussetzung. Daher ist der 
Bau der Emslandautobahn und 
später der Küstenautobahn er

klärtes politisches Ziel der Nie
dersächsischen Landesregie
rung. Sie will die spezifischen 
Standortvorteile des Landes 
durch gezielten Ausbau der In
frastruktur weiter entwickeln, 
damit durch Industrieansiedlun- 
gen die notwendigen strukturel
len Veränderungen herbeige
führt werden. Dabei kommt der 
Verbesserung der Infrastruktur 
insbesondere hinsichtlich der 
verkehrsmäßigen Erschließung, 
der Verwirklichung des Dollart
hafenprojektes sowie dem Abbau 
des Süd-Nord-Gefälles in der 
Forschungsförderung besondere 
Bedeutung zu. Gerade in der 
Forschungsförderung hätte der 
Bund gute Möglichkeiten, die 
bisherige finanzielle Benachteili
gung Norddeutschlands abzu
bauen.

Hilfe zur Selbsthilfe

Die Niedersächsische Landes
regierung will mit ihren W irt

schaftsförderungsmaßnahmen 
eine ausgewogene, zukunftsori
entierte Branchenstruktur aus 
kleinen, mittleren und großen 
Unternehmen aufbauen. Für sie 
verbieten sich alle Förderungs
maßnahmen, die den Charakter 
von Dauersubventionen tragen. 
Vielmehr sind ihre Maßnahmen 
eine Hilfe zur Selbsthilfe und 
ein Anreiz, damit die nieder
sächsische Wirtschaft in eigener 
Verantwortung den ökonomisch 
richtigen Weg der notwendigen 
Anpassung an den wirtschaft
lichen Strukturwandel findet.

Beim Einsatz von Landes
bürgschaften geht die Nieder
sächsische Landesregierung da
von aus, daß ihr Zweck nicht 
sein kann, mit Steuermitteln, 
die das Land treuhänderisch 
verwaltet, Betriebe künstlich am 
Leben zu erhalten. Landesbürg
schaften sollen auch keine Feh
ler des Managements ausbü
geln, sondern an sich gesunden 
und entwicklungsfähigen Betrie
ben, die in vorübergehende fi
nanzielle Engpässe geraten 
sind, über diese kritische Zeit 
hinweghelfen, damit ihre Ar

beitsplätze gesichert bleiben. 
Auf keinen Fall wird die Nieder
sächsische Landesregierung Un
ternehmen und Arbeitsplätze mit 
Gewalt erhalten, weil letztlich 
die Marktkräfte immer stärker 
sind.

Schwerpunkte künftiger 
Wirtschaftspolitik

Ein verantwortungsbewußtes 
Konzept für die norddeutschen 
Küstenländer muß auch dem 
Rechnung tragen, daß der Fach
kräftemangel in verschiedenen 
Branchen zugenommen hat. Da
mit wird ein weiterer Schwer
punkt der zukünftigen W irt
schaftspolitik deutlich, die Sorge 
um die weitere Qualifizierung 
der Arbeitskräfte. Wenn in den 
90er Jahren die geburtenstarken 
Jahrgänge ins Erwerbsleben ein
rücken und wenn gleichzeitig 
der internationale Wettbewerb 
weiterhin zu einer Umstrukturie
rung in Richtung auf hochquali
fizierte Produktionen und intel
ligente Produkte zwingt, werden 
die norddeutschen Länder ihre 
Position nur dann behaupten 
bzw. ausbauen können, wenn 
ihr Arbeitskräfteangebot diesen 
Anforderungen qualitativ ge
wachsen ist. Die berufliche Bil
dung wird daher einer der 
Schwerpunkte künftiger W irt
schaftspolitik sein müssen.

In diesem Zusammenhang 
werden die norddeutschen Kü
stenländer Sorge tragen müs
sen, daß sich die Innovations
fähigkeit und -freudigkeit der 
Unternehmen wieder verstärkt. 
Vor allem g ilt es, den Technolo
gietransfer zu den kleinen und 
mittleren Unternehmen zu er
leichtern, damit die dort in gro
ßem Maße vorhandenen innova
torischen Fähigkeiten gezielt 
ausgeschöpft werden können. 
Einen ersten Schritt hat Nieder
sachsen mit der Schaffung eines 
Erfinderzentrums getan. Es hilft 
allen, die aufgrund mangelnder 
finanzieller Möglichkeiten gute ■ 
Ideen nicht verwirklichen kön
nen, bei der Realisierung ih re r 
Innovationen.
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Damit die norddeutschen Län
der bei zunehmender internatio
naler und nationaler Konkur
renz wettbewerbsfähig bleiben, 
müssen sie aus Gründen der 
Absatzchancen ihrer hochquali
fizierten Produktion ein ausrei
chendes, sicheres und preiswer
tes Energieangebot bereitstel
len. Energievorsorgepolitik ge
hört damit zu den notwendigen 
Schwerpunkten der Wirtschafts
politik der norddeutschen Län
der, denn hochwertige Produk
tionen erfordern in der Regel 
einen hohen Energieeinsatz. 
Eine halbherzige Haltung in der 
Energiepolitik, wie sie da und 
dort sichtbar wurde, wäre für 
die langfristige Entwicklung der 
norddeutschen Länder fatal. Ein 
Strukturprogramm Ruhrgebiet 
würde das ohnehin schon be
trächtliche Strompreisgefälle 
zwischen Nordrhein-Westfalen 
und Niedersachsen noch weiter 
verstärken.

Für ihre gedeihliche w irt
schaftliche Entwicklung brau
chen die norddeutschen Länder 
eine Tendenzwende in der W irt

schaftspolitik, denn trotz aller 
landespolitischen Anstrengun
gen werden die wirtschaftspoliti
schen Weichen in Bonn gestellt. 
Besonders wichtig ist eine lang
fristig konzipierte, zukunftsori
entierte Politik, damit die Unter
nehmen im norddeutschen 
Raum mit stabilen Rahmenbe
dingungen rechnen können, die 
wirtschaftliches Handeln für die 
Zukunft kalkulierbarer machen. 
Dazu zählt vor allem der ver
stärkte Ausbau der wirtschafts
nahen Infrastruktur.

Stärkung der Marktkräfte

Wichtiger als die Forderung 
nach einem Strukturprogramm 
Norddeutschland ist eine ent
schiedene Absage an verfehlte 
Konzepte wie w irtschaftspoliti
sche Überreaktionen, den Ruf 
nach mehr Staat oder Struktur
dingismus. Vielmehr sollten sich 
alle norddeutschen Länder dar
um bemühen, die Marktkräfte 
wieder zu stärken und die be
reits heute zu zahlreichen staat
lichen Eingriffe in das Markt
geschehen abzubauen.

Wir in Niedersachsen sind je
denfalls fest entschlossen, diese 
Marktkräfte innerhalb unserer 
wirtschaftspolitischen Rahmen
bedingungen grundsätzlich und 
langfristig zu stärken. Wir wol
len, daß sich der Staat wieder 
stärker darauf beschränkt, 
marktwirtschaftliche Rahmenbe
dingungen zu setzen, die eine 
Vielzahl von Entscheidungsalter
nativen auf allen Ebenen offen 
lassen und gleichermaßen w irt
schaftlichen und sozialen An
forderungen Rechnung tragen. 
Staatliches Handeln darf nicht 
mehr wie bisher bestimmte Pro
blemlösungen erzwingen, son
dern lediglich Anreize geben, 
eigenverantwortlich nach Lö
sungswegen zu suchen, weil wir 
darauf vertrauen, daß die Men
schen selbst in eigener Verant
wortung am besten herausfin
den, wie sie die anstehenden 
Aufgaben bewältigen können. 
Im Interesse der Gemeinsamkeit 
der norddeutschen Küstenlän
der werden w ir versuchen, in 
diesem Sinne unsere Nachbarn 
in ein gemeinsames Konzept 
einzubinden.

Jürgen Westphal

Überregionale Verkehrsinfrastruktur ist vorrangig

Schleswig-Holstein hat sich 
seit Kriegsende vom „A r

menhaus“ der Bundesrepublik 
zu einem Industrieland mit Zu
kunft entwickelt. Um dies zu 
verstehen, muß man sich noch 
einmal die Ausgangslage in den 
Nachkriegsjahren vergegenwär
tigen. Schleswig-Holstein war 
vor dem Kriege eine vorwiegend 
agrarisch geprägte Provinz und 
lag in den meßbaren wirtschaft
lichen Daten vor 1933 stets er
heblich unter den Durchschnitts
werten des Deutschen Reiches. 
Dies galt auch noch für die Aus
gangssituation der Jahre 1948/ 
1949. Diesen Abstand nach Mög

lichkeit schrittweise zu verrin
gern, mußte deshalb nach 
Kriegsende das vorrangige Ziel 
der Landespolitik sein, um auch 
in Schleswig-Holstein im Ver
hältnis zum Bundesgebiet 
gleichwertige Lebensbedingun
gen zu schaffen.

Doch die Anstrengungen, die
ses Ziel zu erreichen, waren von 
Anfang an mit einer schweren 
Hypothek belastet. Denn nach 
Kriegsende waren nach Schles
wig-Holstein fast 1,2 Mill. Flücht
linge aus Ostdeutschland geflo
hen. Wenngleich vom ersten 
Tage an feststand, daß Hundert
tausende von ihnen das Land

wieder verlassen würden, wußte 
man doch eben so sicher, daß 
500 000 bis 700 000 von ihnen 
sich in Schleswig-Holstein seß
haft machen würden. Kein an
deres Bundesland hatte eine 
vergleichbar große Aufgabe zu 
lösen. Das führte verständlicher
weise zu einem sehr starken 
Überangebot an Arbeitskräften. 
Rund 210 000 Mitbürger, d. h. et
wa 25%  der Erwerbstätigen wa
ren 1950 im Jahresdurchschnitt 
arbeitslos.

Trotz dieser schweren Hypo
thek zu Beginn seiner Entwick
lung nach dem Zweiten Welt
krieg hat das Bundesland
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Schleswig-Holstein ein über
durchschnittliches Wirtschafts
wachstum zu verzeichnen, mit 
dem ein einschneidender Struk
turwandel einherging. Denn 
1950 arbeiteten noch 27%  der 
berufstätigen Menschen in 
Schleswig-Holstein in der Land
wirtschaft und nur etwas über 
30%  im Produzierenden Gewer
be. Demgegenüber waren 1978 
nur noch 7%  der Erwerbstäti
gen in der Landwirtschaft, 38%  
im Produzierenden Gewerbe 
und über 50%  im gesamten 
Dienstleistungssektor tätig. Die 
Arbeitslosigkeit ist trotz der Re
zession der Jahre 1974/75 heute 
mit 4,3 %  (April 1979) auf einen 
Stand abgebaut worden, der 
zwar den Bundesdurchschnitt 
noch immer etwas überschreitet, 
bei dem jedoch Schleswig-Hol- 
stein unter den elf Bundeslän
dern einen relativ günstigen Mit
telplatz einnimmt.

Erfolgreiche Entwicklungspolitik

Dies sind Ergebnisse einer 
zielstrebigen Wirtschaftsförde
rungspolitik der Landesregie
rung. Sie war und ist auf eine 
Verbesserung der Standortbe
dingungen des Landes, auf die 
Schaffung günstiger Rahmenbe
dingungen für die Arbeit der Un
ternehmen und auf praxisnahe 
Hilfe für unsere Betriebe und 
ihre M itarbeiter gerichtet. Unse
re Wirtschaftsförderung soll die 

Unternehmensentscheidungen 
nicht ersetzen, aber die Bedin
gungen für das Wirtschaften in 
Schleswig-Holstein verbessern 
helfen.

Bei den Instrumenten der För
derung steht heute die Gemein
schaftsaufgabe „Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruk
tu r“ an erster Stelle, mit der in 
31 Schwerpunkten des Landes, 
aber auch in anderen geeigneten 
Standorten, eine gezielte Ent
wicklung von industriell-gewerb
licher Wirtschaft, Fremdenver
kehrswirtschaft und wirtschafts
naher Infrastruktur betrieben 
wird.

Als ein herausragender Erfolg 
dieser Anstrengungen möge hier 
der Wirtschaftsraum Brunsbüt
tel erwähnt werden. Diese Re
gion an der schleswig-holstelni- 
schen Westküste hat sich auf
grund ihrer Lage am seeschiff- 
tiefen Wasser und am Nordost
seekanal und dank anderer gün
stiger Standortgegebenheiten 
und nicht zuletzt dank einer vor
ausschauenden Infrastruktur- 
und Förderungspolitik des Lan
des zu einem wirtschaftlichen 
Schwerpunkt erster Ordnung 
entwickelt. Brunsbüttel ist heute 
Standort von großen Betrieben 
mit Weltruf, deren Produktionen 
in den Bereichen Großchemie 
und Grundstofferzeugung die 
Industriestruktur des Landes 
wesentlich verbreitert und ge
festigt haben. Bis 1985 sollen al
lein hier bis zu 5000 Arbeits
plätze entstehen. Die Neuan- 
siedlungen in diesem Raum 
üben starke Impulse auf die m it
telständische Wirtschaft unseres 
Landes aus.

Die wirtschaftliche Entwick
lungspolitik des Landes Schles
wig-Holstein mit Hilfe der Ge
meinschaftsaufgabe „Verbesse
rung der regionalen Wirtschafts
struktur“ wird durch landeseige
ne Förderaktivitäten flankiert, 
wie das Landesprogramm Indu
strieförderung, das M ittelstands
strukturprogramm und andere 
Instrumente, wie das kürzlich in 
Kraft getretene Existenzgrün
dungsprogramm, mit dem dem 
generellen Trend des Rück
gangs der Zahl kleinerer und 
m ittlerer Betriebe entgegenge
w irkt wird.

Die Randlage des Landes in
nerhalb der Europäischen Ge
meinschaft ist durch den Beitritt 
Dänemarks zwar gemildert w or
den, und die Funktion des Lan
des als Bindeglied zu Skandi
navien hat an Bedeutung ge
wonnen. Gleichwohl ist die Ent
fernung des Wirtschafts raum es 
Schleswig-Holstein zu den Ab
satz- und Bezugszentren der 
Bundesrepublik und des euro
päischen Raumes noch immer

relativ groß. Die schwer zu über
windende periphere Situation 
des Landes findet auch in der 
Halbinsellage mit langen Kü
stenstreifen und der Zonengren
ze Ausdruck, was erhebliche 
und zum Teil dauerhafte Be
lastungen und Aufwendungen 
zur Folge hat.

Mängel in der 
Wirtschaftsstruktur

Die wirtschaftsgeographischen 
Probleme Schleswig-Holsteins 
erhielten neuerdings dadurch 
eine generelle Verschärfung, 
daß nach einer langen Periode 
fast störungsfreien Wachstums 
auf hohem Niveau in der Bun
desrepublik Deutschland inzwi
schen eine Änderung in den 
Rahmenbedingungen eingetre
ten ist, die eine Rückkehr zur 
Vollbeschäftigung außerordent
lich erschweren.

Mängel in der Wirtschafts
struktur verdeutlichen die Pro
blematik Schleswig-Holsteins. 
Das Land ist mit einem Indu
striebesatz von 70 Beschäftigten 
je 1000 Einwohner (Bund 121) 
im Durchschnitt der Jahre 1974/ 
1977 das am schwächsten indu
strialisierte Flächenland der 
Bundesrepublik Deutschland. 
Dem entspricht, daß der für das 
Niveau der Wertschöpfung be
sonders wichtige verarbeitende 
Sektor noch immer verhältnis
mäßig schwach vertreten ist. 
1976 lag sein Beschäftigungsan
teil um 9,7 Prozentpunkte und 
sein Wertschöpfungsanteil um 
10,7 Prozentpunkte unter dem 
Bundesdurchschnitt.

Ein Unsicherheitsfaktor in der 
Industriestruktur Schleswig-Hol
steins ist wegen seines über
durchschnittlichen Gewichts der 
schleswig-holsteinische Schiff
bau. Etwa 11 % der Industriebe
schäftigung entfallen auf diesen 
Industriezweig. Seit 1970 ist die 
Beschäftigung der schleswig
holsteinischen Werften um rund 
5000 zurückgegangen und be
trägt heute noch rund 18000 Ar
beitsplätze. Hinzu kommen rund
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15000 Arbeitsplätze in den vom 
Schiffbau abhängigen Zulieferer
betrieben. Infolge der jüngsten 
krisenhaften Entwicklung auf 
dem Weltschiffbaumarkt, deren 
Ende nicht sicher abzusehen ist, 
sind auch in Zukunft weitere Ar
beitsplätze in einem erheblichen 
Umfang in Schleswig-Holstein 
gefährdet.

Schleswig-Holstein muß in 
den nächsten Jahren noch wei
tere große Probleme meistern. 
Neben den bisherigen w irt
schaftsgeographischen und w irt
schaftsstrukturellen Belastungen 
bereitet die Schaffung einer aus
reichenden Zahl von Arbeits
und Ausbildungsplätzen für die 
geburtenstarken Jahrgänge be
sondere Sorge.

Unter Status-quo-Vorausset- 
zungen wird sich die Schere zwi
schen Arbeitsplätzeangebot und 
-nachfrage in Schleswig-Holstein 
in nächster Zeit überdurch
schnittlich vergrößern, weil die 
auf den Ausbildungs- und Ar
beitsmarkt nachdrängenden ge
burtenstarken Jahrgänge in 
Schleswig-Holstein deutlich stär
ker als im Bundesdurchschnitt 
besetzt sind und weil die nach 
1985 demographisch bedingte 
Entlastung im Lande schwächer 
als im Bundesdurchschnitt aus
geprägt sein wird. Ermutigend 
ist freilich, daß in den vergange
nen vier Jahren in keinem Bun
desland die Zahl der Ausbil
dungsplätze so stark wie in 
Schleswig-Holstein gestiegen 
ist, nämlich um 51 % gegenüber 
einem Bundesdurchschnitt von 
33,5%  — ein Erfolg der konzen
trierten Bemühungen aller Betei
ligten und der Ausbildungspoli
tik  der Landesregierung.

Trotz stagnierender Gesamt
bevölkerung hat die über
durchschnittliche Zunahme der 
Erwerbsfähigen zur Folge, daß 
bis Ende der 80er Jahre 65 000 
bis 85 000 zusätzliche Arbeits
plätze im Lande bereitgestellt 
werden müssen. Unter regional
wirtschaftlichem Aspekt kommt 
erschwerend hinzu, daß Schles

wig-Holstein auch in sich ein he
terogener Wirtschaftsraum ist. 
Neben dem relativ wirtschafts
starken südholsteinischen Raum, 
der zu einem wesentlichen Teil 
das Gesamtwachstum des Lan
des trägt, stehen entwicklungs
schwächere Gebiete wie der 
Landesteil Schleswig, die schles- 
wig-holsteinische Westküste und 
Ostholstein. Hier werden die 
künftigen Arbeitsmarktprobleme 
noch gravierender als für das 
gesamte Land sein.

Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur

Engpässe und Unzulänglich
keiten im Bereich der überregio
nalen Verkehrsinfrastruktur ha
ben in der Vergangenheit nicht 
unwesentlich zur Strukturschwä
che Schleswig-Holsteins beige
tragen. Obwohl seit 1955 in 
Schleswig-Holstein auf dem Ver
kehrssektor m it dem Bau von 
rund 220 km Autobahn und 510 
km Bundes- und Landesstraßen 
beachtliche Erfolge erzielt wer
den konnten, b leibt auch heute 
noch viel zu tun.

Schleswig-Holstein ist bei sei
ner Lage zwischen zwei Meeren 
und am nördlichsten Rand der 
Bundesrepublik nur über Fluß
kreuzungen mit anderen Län
dern der Bundesrepublik ver
bunden. Der weitere Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur dient nicht 
nur der Milderung der Randlage 
unseres Landes und damit dem 
Abbau der noch bestehenden 
Strukturschwächen, er bildet 
auch gleichzeitig die Grundlage 
für die Einbeziehung dieses 
geographisch und ökonomisch 
abgelegenen Raumes in den 
Prozeß der volkswirtschaftlichen 
Arbeitsteilung. Die Verkehrsin
frastruktur muß auch dem Um
stand Rechnung tragen, daß 
Schleswig-Holstein mit jährlich 
mehr als 35 Mill. Übernachtun
gen eines der bedeutendsten 
Fremdenverkehrsländer der 
Bundesrepublik ist. Langfristig 
soll die Zahl der Übernachtun
gen sogar auf 50 Mill. gesteigert

werden. Das bedeutet, daß auch 
aus dieser Sicht in Zukunft mit 
hohen Belastungen unseres Ver- 
kehrssytems gerechnet werden 
muß.

Die Sicherung eines ausrei
chenden und preiswerten Ener
gieangebots ist eine nicht min
der wichtige Voraussetzung für 
den Abbau von Struktur- und 
Standortschwächen und für die 
Bewältigung der Zukunftsproble
me in Schleswig-Holstein.

Erklärtes Ziel der Landesre
gierung ist es dabei, die Abhän
gigkeit vom Mineralöl zu ver
mindern. Dazu zählen in erster 
Linie der verstärkte Ausbau der 
Erdgasversorgung im Lande, der 
verstärkte Ausbau der Fern
wärme in den großen Städten 
unseres Landes, der verstärkte 
Einsatz deutscher und impor
tierter Steinkohle zur Stromer
zeugung und der maßvolle Aus
bau der Kernenergie.

Abbau der 
Energiepreisdisparitäten

Die preispolitischen Bemühun
gen Schleswig-Holsteins auf 
dem Energiesektor konzentrie
ren sich auf das Ziel des Ab
baus der Energiepreisdisparitä
ten zu anderen Bundesländern. 
In Schleswig-Holstein zahlen 
mittelständische gewerbliche 
Abnehmer nämlich heute 15 bis 
20%  höhere Strompreise als 
z. B. in Nordrhein-Westfalen. Für 
die Zukunft der Betriebe und Ar
beitsplätze in unserem Lande ist 
es daher entscheidend, diese 
Preisunterschiede zu verringern. 
Der Bund hat sich den wieder
holten Wünschen der norddeut
schen Länder, die Kontingente 
für billige Importkohle zu erhö
hen, widersetzt.

Auch die im Verantwortungs
bereich vor allem des Bundes 
liegende Förderung von For
schung und Technologien hat in 
der Vergangenheit nicht beson
ders dazu beigetragen, den 
Nachholbedarf Schleswig-Hol
steins und des norddeutschen 
Raumes in diesen zukunftsträch
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tigen Bereichen abzubauen. Die 
Forschungsmittel des Bundes 
fließen bisher im wesentlichen 
in die Ballungszentren West- 
und Süddeutschlands. Dagegen 
kommen die peripheren Regio
nen, wie Schleswig-Holstein, 
nach den jetzigen Förderungs
modalitäten kaum zum Zuge. 
Strukturschwächere Gebiete be
nötigen aber eine stärkere Be
rücksichtigung von Forschung 
und Entwicklung und damit die 
dazu notwendigen Fördermittel, 
da von ihnen entscheidende 
Wachstumsimpulse ausgehen.

Strukturprot'am e im Schiffbau

Die Notwendigkeit der Um
strukturierung auf neue techno
logisch zukunftsweisende Pro
duktionen ist im Bereich des 
Schiffbaues besonders dringlich. 
Er befindet sich derzeit in einer 
weltweiten strukturellen Anpas
sungskrise. Die bis 1975 konti
nuierliche Wachstumsphase des 
Schiffbaubereichs hat sich ange
sichts der nachfrage- und wett
bewerbsbedingten Krisenereig
nisse in eine stark rückläufige 
Entwicklung umgewandelt. Vor 
allem die Neubauproduktion ist 
von 1975 bis 1978 erheblich zu
rückgegangen. Noch 1974 nahm 
der deutsche Schiffbau den 3. 
Platz in der Rangliste der Auf
tragseingänge ein; Ende 1978 
rangierte er nur noch an 17. 
Stelle. Das sind beunruhigende 
Erscheinungen, die eine Bedro
hung der an sich guten deut
schen W erftenstruktur und da
mit der Arbeitsplätze im Schiff
bau und in den Zuliefererberei
chen befürchten lassen.

Anpassungsanstrengungen der 
Werften zur Existenzsicherung

sind daher notwendig und müs
sen für einen begrenzten Zeit
raum mit zusätzlichen öffent
lichen Hilfsmaßnahmen unter
stützt werden. Die Landesregie
rung Schleswig-Holstein hat be
reits in der Vergangenheit sehr 
viel unternommen und erheb
liche Beträge für die Sicherung 
der bedrohten Arbeitsplätze in 
der Werftindustrie bereitgestellt. 
Im vergangenen Jahr hat sie für

Umstrukturierungsvorhaben 
auch Sondermittel aus der Ge
meinschaftsaufgabe „Verbesse
rung der regionalen Wirtschafts
struktur“ bereitgestellt. Eine 
endgültige Bewältigung der tief
greifenden Strukturprobleme im 
Schiffbau kann aber nur durch 
eine Verbesserung des Know- 
how und durch neue Technolo
gien erfolgreich sein. Diese An
passungsaufgaben liegen in un
serer Wirtschaftsordnung jedoch 
im Verantwortungsbereich der 
Unternehmen, hier speziell der 
Werften und ihrer Eigentümer. 
Maßnahmen der öffentlichen 
Hand, wie Neubauhilfen oder 
auch die zu verstärkende For
schungsförderung mit dem Ziel 
einer grundlegenden Produk
tionsneuorientierung, sind daher 
nur Hilfen der Selbsthilfe. Sie 
können die unternehmerische 
Entscheidung nicht ersetzen.

Forderungen an den Bund

Der Abbau von noch vorhan
denen Strukturproblemen in 
Schleswig-Holstein und im ge
samten norddeutschen Raum 
kann nur gelingen, wenn der 
Bund den Entwicklungserforder
nissen stärker als bisher Rech
nung trägt. Die vier norddeut
schen Küstenländer haben kürz

lich gemeinsam eine Struktur
analyse Norddeutschland erar
beitet, daraus einen Katalog 
notwendiger Maßnahmen herge
leitet und diese der Bundes
regierung vorgelegt.

Zur Zeit werden Gespräche 
darüber geführt, welche zusätz
lichen Aktivitäten und Initiativen 
in den nächsten Jahren zugun
sten Norddeutschlands ergriffen 
werden müssen. Es zeichnet 
sich ab, daß eine bessere Aus
stattung mit überregionaler In
frastruktur am ehesten geeignet 
ist, den Rückstand Norddeutsch
lands, vor allem seiner Flächen
länder Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen, abzubauen. Aus 
schleswig-holsteinischer Sicht 
steht dabei die überregionale 
Verkehrsinfrastruktur an erster 
Stelle.

Dabei sind der Ausbau der 
Vogelfluglinie sowie die Ergän
zung des Autobahnnetzes durch 
neue Elbüberquerungen westlich 
von Hamburg von besonderer 
Bedeutung. Die Elektrifizierung 
und verkehrstechnische Verbes
serung der Bundesbahnstrecken 
in Schleswig-Holstein ist ein 
weiteres dringliches Anliegen 
Schleswig-Holsteins. Schließlich 
ist der Ausbau des Elbe-Lübeck- 
Kanals ein wichtiger Punkt in 
der Wunschliste an den Bund.

Es ist zu hoffen, daß der Bund 
die besondere Standortsituation 
und die sich gegenwärtig wieder 
verschärfende Strukturproble
matik in ganzer Tragweite er
kennt und den Entwicklungser
fordernissen in Schleswig-Hol
stein wie im gesamten nord
deutschen Wirtschaftsraum im 
Zuge zusätzlicher Maßnahmen 
Rechnung trägt.

Partner ¿erwirtschaft | Ä FÄ L lrun9Sfra9en
P&nnGF fur&B® in allen Fragen der Geldanlage

VEREINS-UND WESTBANK
die große Bankim Norden

WIRTSCHAFTSDIENST 1979/VI 279


